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7.1 � Extremismusprävention

Für eine effiziente und nachhaltige Sicherheitspolitik müssen 

Repression und Prävention Hand in Hand gehen. Aus diesem 

Bewusstsein heraus hat der Niedersächsische Verfassungsschutz 

2014 den phänomenübergreifenden Fachbereich Extremismusprä-

vention eingerichtet. Er umfasst eine Vielzahl von Angeboten, von 

der Informationsvermittlung über Extremismusphänomene und 

Radikalisierung, das Engagement im Rahmen der Niedersächsischen 

Landesprogramme für Extremismusprävention, die Präventions-

beratung für Fachkräfte bis hin zum Ausstiegsangebot aus dem 

Extremismus.

Da sich die extremistischen Szenen ständig wandeln, werden die 

Präventionsangebote des Niedersächsischen Verfassungsschutzes 

stetig an die aktuellen Entwicklungen angepasst. Sie sind zudem 

zielgruppenorientiert und niedrigschwellig erreichbar. Dies stellt 

sicher, dass alle Bürgerinnen und Bürger Zugang zu den Angeboten 

haben, um sich zu informieren, Ansprechpersonen bei konkreten 

Fragen zu finden und ggf. sogar selbst Hilfe zu erhalten.

Extremismusprävention ist eine gesamtgesellschaftliche Heraus-

forderung, die ausschließlich im Zusammenwirken von Staat und 

Zivilgesellschaft bewältigt werden kann. Der Niedersächsische 

Verfassungsschutz ist daher Kooperationspartner innerhalb 

eines Netzwerkes von unterschiedlichen Präventionsakteuren 

in Niedersachsen sowie auf Bundesebene. Damit trägt er zu 

einer gelingenden und ganzheitlich angelegten Extremismus-

prävention für Niedersachsen bei. Deshalb ist er gemeinsam mit 

dem Landeskriminalamt Niedersachsen (LKA NI) geschäftsführend 

im Landesprogramm für Islamismusprävention „Kompetenz-

forum Islamismusprävention Niedersachsen“ (KIP NI) tätig und 

hat seinerzeit federführend an der Erarbeitung des im Nieder-

sächsischen Justizministerium angesiedelten „Landesprogramms 

gegen Rechtsextremismus – für Demokratie und Menschenrechte“ 

(heute: „Landesprogramm für Demokratie und Menschenrechte“) 

mitgearbeitet.
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Der Niedersächsische Verfassungsschutz hält folgende Präventions-

angebote vor:

	� Bereitstellung von Referentinnen und Referenten für 

Fachvorträge,

	� Veröffentlichung von Informationen des Verfassungsschutzes im 

Rahmen eigener Veranstaltungen und Publikationen,

	� speziell für bestimmte Adressatenkreise konzipierte Informations- 

und Beratungsangebote (u. a. Wanderausstellung „Gemeinsam 

gegen Rechtsextremismus“172, Lehrkräftefortbildungen, 

Beratung von Funktionsträgerinnen und -trägern in Städten und 

Kommunen),

	� Betreuung von Personen, die sich von extremistischen Ideologien 

bzw. Szenen abwenden möchten (Aussteigerprogramm Aktion 

Neustart173).

7.2 � Vortrags- und 
Informationsveranstaltungen

Ein wichtiger Baustein der Präventionsangebote des Nieder-

sächsischen Verfassungsschutzes sind Vortrags- und Informations-

veranstaltungen. Mitarbeiter innen und Mitarbeiter des 

Verfassungsschutzes können zu allen Aspekten des Extremis-

mus als Referentinnen und Referenten eingeladen werden, 

z.  B. von Kommunen, Vereinen, Parteien, zivilgesellschaftlichen 

Organisationen, Behörden, Schulen und anderen Bildungsein-

richtungen. Ebenso werden Projekttage, Seminare und Workshops 

auf Anfrage fachlich begleitet. Die Themen und Formate können 

innerhalb des Zuständigkeitsbereichs des Verfassungsschutzes mit 

den Referentinnen und Referenten flexibel vereinbart werden.

2024 wurden insgesamt 149 Vortragseinheiten realisiert, an denen 

ca. 5.900 Bürgerinnen und Bürger teilnahmen.

172	 Siehe Kapitel 7.3.

173	 Siehe Kapitel 7.7.
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Auch 2024 wurde der Rechtsextremismus als Einzelthema mit 48 Vor-

trägen am stärksten nachgefragt. In 84 Überblicksvorträgen wurden 

die Arbeit des Verfassungsschutzes, die verschiedenen Extremis-

musbereiche und Angebote der Prävention umfassend behandelt. 

In acht Vorträgen erfolgte eine Sensibilisierung zum Thema „Reichs-

bürger und Selbstverwalter“. Neun Vorträge thematisierten aus-

schließlich den Phänomenbereich Islamismus.

Kooperationsprojekt „Riegelstellung gegen Extremismus“ mit dem 

Landesfeuerwehrverband Niedersachsen

Seit 2020 fördert der Niedersächsische Verfassungsschutz das beim 

Landesfeuerwehrverband Niedersachsen angesiedelte Präventions-

projekt „Riegelstellung gegen Extremismus“. Ziel des 

Projektes ist es, die Freiwilligen und Berufsfeuerwehren 

in Niedersachsen zu informieren, wie Extremismus und 

extremistische Radikalisierung zu erkennen sind sowie 

Handlungsoptionen im Falle einer Radikalisierung an 

die Hand zu geben. Der Fachbereich Extremismusprä-

vention ist an der Kooperation in Form von Vorträgen 

und Seminartagen für die Angehörigen der nieder-

sächsischen Feuerwehren inhaltlich beteiligt. 2024 

fanden 16 Veranstaltungen gemeinsam mit dem Landesfeuerwehr-

verband Niedersachsen statt. Bereits die vorangehenden Projekte 

„Löschangriff gegen Rechts“ und „Zündstoff für die Feuerwehren 

in Niedersachsen“ hat der Niedersächsische Verfassungsschutz 

gefördert.

7.3 � Ausstellung „Gemeinsam gegen 
Rechtsextremismus“

Ein seit Jahren erfolgreiches und anschauliches Format der Prä-

ventionsarbeit des Niedersächsischen Verfassungsschutzes bildet 

die Wanderausstellung „Gemeinsam gegen Rechtsextremismus“. 

Grundlegende Informationen zu verschiedenen Ausprägungen des 

Rechtsextremismus und rechtsextremistischer Propaganda werden 

u.  a. anhand einschlägiger Internetvideos, rechtsextremistischer 
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Musik und Szenebekleidung vermittelt. Einen Schwerpunkt der 

Ausstellung bildet die rechtsextremistische Jugendszene. Daher 

eignet sie sich insbesondere für Schülerinnen und Schüler bzw. 

Auszubildende. Sie wird durch Referentinnen und Referenten des 

Niedersächsischen Verfassungsschutzes begleitet, die im Rahmen 

von 90-minütigen Führungen auch die Fragen der Teilnehmenden 

beantworten.

Ein zusätzliches Modul behandelt mit dem Antisemitismus einen 

Grundbestandteil der rechtsextremistischen Ideologie, informiert 

jedoch auch kurz über Formen des Antisemitismus in anderen 

Extremismusphänomenen. Ein weiteres befasst sich mit Ver-

schwörungstheorien. Nach vorheriger Absprache besteht die 

Möglichkeit, diese beiden Themen als eigene Schwerpunkte zu 

behandeln.

2024 war die Wanderausstellung bei der Bundeswehr in Hannover, 

der Kooperativen Gesamtschule (KGS) Stuhr-Brinkum und dem 

Gymnasium Ernestinum Rinteln zu Gast. In Hannover nahmen 379 
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Bundeswehrangehörige an 23 Führungen teil. In der KGS Stuhr-

Brinkum besuchten 506 Schülerinnen und Schüler im Rahmen 

von 16 Führungen die Ausstellung. Am Gymnasium Ernestinum in 

Rinteln wurden 294 Schülerinnen und Schülern in 13 Führungen 

Kenntnisse über die Erscheinungsformen des Rechtsextremismus 

vermittelt.

Bereits seit dem Jahr 2005 setzt der Niedersächsische Verfassungs-

schutz die inzwischen mehrfach überarbeitete Wanderausstellung 

zur Informationsvermittlung über den Rechtsextremismus ein. 

Seitdem fanden rund 1.150 Führungen statt, mit denen ungefähr 

25.600 Besucherinnen und Besucher erreicht wurden. Insgesamt 

war die Wanderausstellung seit 2005 in 96 Orten in Niedersachsen 

sowie in angrenzenden Bundesländern zu sehen.

7.4 � Informationsmaterialien

Der Niedersächsische Verfassungsschutz erstellt Informations-

materialien und veröffentlicht den jährlichen Verfassungsschutz-

bericht, der einen detaillierten Überblick über die extremistischen 

Entwicklungen in Niedersachsen gibt. Die Materialien können 

kostenfrei beim Niedersächsischen Verfassungsschutz bestellt 

werden und stehen auch auf der Internetseite des Nieder-

sächsischen Verfassungsschutzes zum kostenlosen Download zur 

Verfügung.

Das Portfolio umfasst derzeit folgende Titel:

	� „Reichsbürger und Selbstverwalter“ (Flyer),
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	� „Frauenfeindlichkeit und Antifeminismus im 

Rechtsextremismus“ (Flyer),

	� „Verschwörungstheorien: Erscheinungsformen 

und Symbole“ (Flyer),

	� „Islamismus“ (Flyer) (deutsch, arabisch, türkisch),

	� „Jihadistischer Salafismus“ (Flyer),

	� „Verfassungsschutz durch Information“ (Flyer),

	� „Spionage – (k)ein Thema?!“ (Flyer),

	� „Immobiliengeschäfte mit extremistischem 

Hintergrund“ (Flyer; nur für Kommunen; kein 

Download).

7.5 � Veranstaltungen

Symposium

Bereits seit 2006 werden vom Niedersächsischen Verfassungsschutz 

regelmäßig öffentliche Symposien veranstaltet, in deren Rahmen 

anerkannte Expertinnen und Experten aus unterschiedlichen Blick-

winkeln Themen des Extremismus diskutieren.

Das Symposium des Niedersächsischen Verfassungsschutzes fand 

am 21.08.2024 unter dem Titel „Desinformation und politische 

Mobilisierung – Einflussnahme auf politische Meinungsbildung im 

digitalen Zeitalter“ in Hannover statt. Etwa 150 Personen nahmen an 

der Veranstaltung teil, um sich einerseits über aktuelle Kampagnen 

der Desinformation und andererseits über mögliche repressive und 

präventive Ansätze dagegen zu informieren und auszutauschen. Die 
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Niedersächsische Ministerin für Inneres und Sport, Daniela Behrens, 

betonte in ihrem Grußwort:

„Desinformationen und Falschmeldungen haben das Potenzial, die politische Landschaft 

und das gesellschaftliche Miteinander in heftigen Aufruhr zu versetzen und die Sicher-

heitsbehörden massiv herauszufordern. Ein ganz konkretes Beispiel dafür sind die jüngsten 

rechtsextremen Ausschreitungen in Großbritannien. Auch hier in Deutschland und in Nie-

dersachsen erleben wir immer wieder falsche Verdächtigungen, voreilige Behauptungen 

und politische Mobilisierung. Verantwortlich dafür sind häufig extremistische Akteure, die 

so ganz gezielt versuchen, die Meinungsbildung zu beeinflussen.“

Verfassungsschutzpräsident Dirk Pejril äußerte sich zu den Zielen 

solcher Kampagnen:

„Desinformationskampagnen zielen darauf ab, gesellschaftliche Spannungen hervorzuru-

fen, demokratische Prozesse zu stören und Einfluss auf Strukturen und Entscheidungen zu 

nehmen. Damit rütteln sie an den Grundpfeilern unserer Demokratie. Es gilt, solche Versu-

che zu identifizieren und alles dafür zu tun, dass sich Narrative nicht verfestigen, anderer-

seits aber auch im Bildungsbereich frühzeitig den Umgang mit Informationen und deren 

Verbreitung zu schulen, Stichwort: Medienkompetenz.“

In einem kurzen, interaktiv gestalteten 

Programmtei l  wurden grundlegende 

Begriffe wie „Desinformation“, „Fake 

News“ oder „Deepfakes“ kurz erläutert. Die 

Gäste hatten die Gelegenheit, sich online 

an einer Echtzeitumfrage zu beteiligen. 

Dabei wurde vor allem deutlich, dass „Des-

information“ insgesamt als wichtiges Thema 

wahrgenommen wird, mit dem auch einige 

Befürchtungen verbunden sind.

Im Rahmen von Workshops erhielten die Teilnehmenden des 

Symposiums einen Einblick in verschiedene Dimensionen des 

Themas.

Jörg Peine-Paulsen, Mitarbeiter des Niedersächsischen Verfassungs-

schutzes, stellte in einem Workshop mit dem Titel „KI und Des-

information“ die aktuellen technischen Möglichkeiten von KI vor. 

Grafisch aufbereitete Ergebnisse der Echtzeitumfrage
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Ausführlich diskutierte er mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern 

über ihre Hoffnungen und Befürchtungen bezüglich KI und Des-

information. Peine-Paulsen betonte, dass die menschliche Fähigkeit 

zu kommunizieren und zu hinterfragen, der beste Schutz gegen die 

missbräuchliche Nutzung von KI sei. So solle jeder Tag wie ein 1. 

April angegangen werden.

„Diskursverschiebung durch ‚Mainstreaming‘ – Sprache als ver-

steckte Waffe“ bildete das Thema des zweiten Workshops, der von 

Jannis Herdan und Julian Tannigel, beide Mitarbeiter im Nieder-

sächsischen Verfassungsschutz, gestaltet wurde. Sie erläuterten die 

Diskursverschiebung durch „Mainstreaming“ anhand von Beispielen 

aus dem Phänomenbereich Islamismus. Dabei spielten bekannte 

Szenepersönlichkeiten, aber auch Staaten wie Saudi-Arabien oder 

der Iran eine bedeutende Rolle.

Alexander Hensel von der Forschungs- und Dokumentationsstelle 

zur Analyse politischer und religiöser Extremismen in Niedersachsen 

(FoDEx) thematisierte in seinem Workshop mögliche Herangehens-

weisen im Umgang mit Rechtspopulismus. Dabei weitete er den 

Blick auch auf den europäischen Kontext und wies auf die Besonder-

heiten der deutschen Debatte hin.

In der abschließenden Podiumsdiskussion ging es vor allem um 

repressive und präventive Möglichkeiten, Desinformation zu 

begegnen. Unter der Moderation von Lena Reuter (Moderatorin 

und Präsentationstrainerin) diskutierten die Rechtsanwältin Dr. 

Jessica Flint, LL.M. (Edinburgh), Prof. Dr. Christian Pieter Hoff-

mann, Professor für Kommunikationsmanagement und politische 

Kommunikation von der Universität Leipzig, der Jurist und Journalist 

Dr. Torben Klausa, Forscher bei Innovation Lead Agora Digitale Trans-

formation, sowie der Niedersächsische Verfassungsschutzpräsident, 

Dirk Pejril. Die Bewertung der Relevanz von Desinformation scheint 

abhängig von der jeweiligen Sichtweise. Es sei z. B. wissenschaft-

lich erforscht, dass Desinformation nicht so weit verbreitet ist, 

wie die meisten Menschen annähmen. Allein die Annahme der 

weiten Verbreitung könne jedoch das Vertrauen der Bevölkerung 

in den Wahrheitsgehalt von Informationen senken. Großangelegte 

Informationskampagnen liefen also Gefahr, die Menschen weiter 

zu verunsichern. Diese wissenschaftlichen Forschungsergebnisse, 
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so wurde in der Diskussion deutlich, widersprechen allerdings den 

Erfahrungen, die aufseiten der Sicherheitsbehörden bezüglich der 

Reichweite von Desinformationskampagnen gemacht werden. Einig-

keit herrschte auf dem Podium hingegen darüber, dass in manchen 

Bereichen Desinformation und Sabotage wichtige Themen seien, 

die dringend adressiert werden müssen, z. B. in der Wirtschaft und 

in der Prävention von Extremismus. Diskutiert wurde zudem über 

Verantwortlichkeiten zur Lösung des Problems. Einigkeit bestand 

auch darin, dass die Herausforderung nur im Zusammenspiel von 

rechtlichen, sicherheitsbehördlichen und bildungspolitischen Maß-

nahmen bewältigt werden könne.

Dazu Ministerin Behrens:

„Desinformation wirkt sich nicht nur demokratieschädigend, sondern demokratiezersetzend 

aus. Deshalb müssen wir uns den beschriebenen Gefahren deutlich aktiv entgegenstellen. 

Lösungen müssen sowohl repressiv als auch präventiv ansetzen. Mittlerweile gibt es zahl-

reiche Projekte und Initiativen, die sich genau diesem Ziel verschrieben haben. Sie bieten 

Faktenchecks an, mit denen sie falsche und verfälschte Informationen entlarven und eigene 

Recherchen anbieten. Dazu muss man zunächst einmal erkennen, dass es sich um eine ge-

zielte Falschinformation handelt. Das klingt einfacher, als es in Wahrheit ist. Denn es ist nicht 

immer zweifelsfrei zu klären, welche Intention mit der Verbreitung einer falschen oder ver-

fälschenden Information verfolgt wird. Manche Menschen glauben fest an die vermeintliche 

Wahrheit dieser Inhalte und verbreiten sie. Hier kann jede und jeder Einzelne einen Beitrag 

leisten, indem man falschen Behauptungen z. B. in sozialen Medien oder im privaten Umfeld 

aktiv widerspricht.“
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Podiumsdiskussionen

2014 initiierte der Niedersächsische Verfassungsschutz mit „Aktuell 

und Kontrovers – Verfassungsschutz im Diskurs mit Wissenschaft 

und Zivilgesellschaft“ eine weitere Veranstaltungsreihe, die im jähr-

lichen Wechsel mit dem Symposium stattfindet. Bei diesem Format 

stehen nicht die eigenen Positionen des Niedersächsischen Ver-

fassungsschutzes im Vordergrund; vielmehr bietet es ein Forum, um 

Akteure der Wissenschaft, der Zivilgesellschaft und der Politik über 

aktuelle Themen miteinander ins Gespräch zu bringen.

Dieses Veranstaltungsformat ist für 2025 in Planung.

Graphic Recording des 
Symposiums
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7.6 � Landesprogramm für Islamis- 
musprävention „Kompetenz- 
forum Islamismusprävention 
Niedersachsen“ (KIP NI)

7.6.1 � Struktur

Die islamistische und vor allem die salafistische 

Radikalisierung junger Menschen stellt Staat und 

Gesellschaft vor große Herausforderungen. Wichtig 

ist, Radikalisierungsprozessen vorzubeugen oder diese 

aufzuhalten. Das Land Niedersachsen begegnet dieser 

Herausforderung, indem es auf eine lebendige und viel-

fältige Präventionslandschaft setzt. Diese Vielfalt sowie 

die angespannte sicherheitspolitische Lage machen eine strukturierte 

und abgestimmte Vorgehensweise notwendig. Im Juli 2016 hatte 

die Niedersächsische Landesregierung deshalb die Einrichtung 

der „Kompetenzstelle Islamismusprävention Niedersachsen“ 

beschlossen. Im Mai 2020 wurde KIP NI per Kabinettsbeschluss zum 

Landesprogramm für Islamismusprävention ausgebaut. Das Landes-

programm trägt den Titel „Kompetenzforum Islamismusprävention 

Niedersachsen“ (KIP NI).

Das KIP NI hat zur Aufgabe, die vorhandenen Netzwerke der unter-

schiedlichen Akteure im Bereich der niedersächsischen Islamismus-

prävention zu bündeln, zu institutionalisieren und zu intensivieren. Es 

ist damit die zentrale Stelle in Niedersachsen, an der die vielfältigen 

Ansätze der Islamismusprävention zusammenlaufen, abgestimmt 

und strukturiert werden.

Das Kompetenzforum ist eine ressortübergreifende Einrichtung, in 

welcher der Sachverstand

	� des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres und Sport (MI),

	� des Landeskriminalamtes Niedersachsen (LKA NI),

	� des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesund-

heit und Gleichstellung (MS) mit der zivilgesellschaftlichen 
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Beratungsstelle zur Prävention neo-salafistischer Radikalisie-

rung – beRATen e. V.,

	� des Niedersächsischen Justizministeriums (MJ) mit dem Landes-

präventionsrat Niedersachsen (LPR NI) sowie

	� des Niedersächsischen Kultusministeriums (MK) 

zusammengeführt wird.

Die Koordinierungsstelle des Kompetenzforums wird gemeinsam 

und gleichberechtigt durch den Niedersächsischen Verfassungs-

schutz (Fachbereich Extremismusprävention) und das LKA NI (Prä-

ventionsstelle Politisch Motivierte Kriminalität) wahrgenommen.

Die am KIP NI beteiligten Ressorts sind auf mehreren Ebenen mit-

einander vernetzt:

	� Eine Steuerungsgruppe, bestehend aus den jeweils zuständigen 

Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleitern der an dem KIP NI 

beteiligten Ministerien, setzt die wesentlichen Weichen-

stellungen für die Islamismusprävention in Niedersachsen.
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	� Zur interministeriellen Vernetzung auf Arbeitsebene finden regel-

mäßig Treffen mit den für die Islamismusprävention zuständigen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern statt. Hier werden die Details 

der ressortübergreifenden Islamismusprävention gemeinschaft-

lich erarbeitet, neue Trends im Themenfeld Islamismus diskutiert, 

Präventionsansätze entwickelt und bei Bedarf Projektgruppen 

eingerichtet.

	� Die Arbeit des KIP NI wird durch einen Fachbeirat, bestehend 

aus Mitgliedern aus Zivilgesellschaft und Wissenschaft, beratend 

begleitet.

Darüber hinaus stimmt sich das Landesprogramm KIP NI fach-

lich und strategisch mit dem Landesprogramm für Demokratie 

und Menschenrechte (Federführung im MJ) ab, um Synergie-

effekte zu nutzen und Doppelstrukturen zu vermeiden. Ziel ist es, 

in Niedersachsen eine ganzheitliche Extremismusprävention zu 

gewährleisten.

7.6.2 � Arbeitsschwerpunkte

	� Strategische Koordinierung 

In den verschiedenen Gremien des KIP NI werden nachhaltige 

Strategien für die Islamismus-/Salafismusprävention in Nieder-

sachsen entwickelt. Der Niedersächsische Verfassungsschutz 

koordiniert diesen Entwicklungsprozess.

	� Einzelfallbezogene Koordinierung 

Zur Koordinierung und Bearbeitung von Einzelfällen beruft das 

LKA NI Fallkonferenzen mit den jeweils erforderlichen Akteuren 

ein. Gemeinsam werden individuelle Präventionsmaßnahmen der 

Intervention und Deradikalisierung erarbeitet.

	� Aufbau von kommunalen Netzwerken für Extremismusprävention 

Der Niedersächsische Verfassungsschutz, das LKA NI und 

beRATen e. V. begleiten den Prozess der lokalen Netzwerk-

bildung, um sicherzustellen, dass vor Ort u. a. für die Islamis-

mus-/Salafismusprävention Informationen problemlos für die 

Öffentlichkeit zugänglich sind, Meldewege etabliert werden und 

die Fallbearbeitung effizient erfolgen kann.
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	� Sensibilisierung 

Alle am KIP NI beteiligten Akteure bieten Maßnahmen zur 

Sensibilisierung der mit dem Phänomen Islamismus/Salafismus 

konfrontierten Einrichtungen und der Öffentlichkeit an. Detail-

lierte Informationen zu den Sensibilisierungs- und Informations-

angeboten des Niedersächsischen Verfassungsschutzes sind den 

Kapiteln „7.2 Vortrags- und Informationsveranstaltungen“ sowie 

„7.4 Informationsmaterialien“ zu entnehmen. Zudem koordiniert 

der Niedersächsische Verfassungsschutz die Öffentlichkeitsarbeit 

des KIP NI mittels einer eigenen Internetseite, Flyern und Bro-

schüren und ist für die öffentliche Jahresveranstaltung des KIP NI 

verantwortlich.

	� Intervention und Deradikalisierung 

Das Aussteigerprogramm des Niedersächsischen Verfassungs-

schutzes Aktion Neustart174 hilft Ausstiegswilligen dabei, sich 

von extremistischer Szene und Ideologie zu lösen und ein Leben 

ohne Extremismus zu führen. Die zivilgesellschaftliche Beratungs-

stelle zur Prävention neo-salafistischer Radikalisierung beRATen 

e. V. bietet Beratung bei Radikalisierungsverdachtsfällen und 

steht Angehörigen bzw. dem Umfeld von Radikalisierten als 

Ansprechpartner zur Verfügung. Beide Angebote sind kostenfrei, 

vertraulich und auf freiwilliger Basis.

7.6.3 � Arbeitsgruppen

2024 haben folgende interministerielle Arbeitsgruppen (AG) inner-

halb des KIP NI gearbeitet:

	� AG „Kommunale Strukturen der Extremismusprävention“ (AG 

KoStX)175: 

In der Arbeitsgruppe geht es um die zielgerichtete Stärkung 

der Extremismusprävention auf lokaler Ebene. Für eine ganz-

heitliche Extremismusprävention im Flächenland Niedersachsen 

ist es notwendig, dass Präventionsstrukturen auf Landesebene 

durch Strukturen auf kommunaler Ebene ergänzt werden. 

Ziel der AG KoStX ist es, ressortübergreifend Standards der 

174	 Siehe Kapitel 7.7. 

175  Vormals als AG „Kommunale Strukturen der Islamismusprävention“ (AG KoStI) bekannt.
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Extremismusprävention auf lokaler Ebene zu erarbeiten. Hierfür 

stimmen sich das LKA NI, der Niedersächsische Verfassungs-

schutz und beRATen e. V. in regelmäßigen Sitzungen über die 

Bedarfe vor Ort und Standards für kommunale Netzwerke der 

Extremismusprävention ab. 

Im Berichtzeitraum wurde das Konzept der AG KoStX neu auf-

gelegt und der Wandel von einer dezidierten Fokussierung auf die 

Islamismusprävention zur weiter gefassten Extremismusprävention 

vollzogen. 

In diesem Zuge hat die AG KoStX ein modulares Curriculum zur 

Etablierung kommunaler Präventionsnetzwerke entwickelt.

	� AG „Zusammenarbeit mit Jugendämtern“: 

Unter Federführung des MS wurde eine AG gebildet, deren Auf-

gabe darin besteht, die Herausforderungen, die Möglichkeiten 

sowie die Stärkung der Zusammenarbeit von Akteuren der Prä-

ventionsarbeit mit Jugendämtern im Kontext von islamistischer 

Radikalisierung zu bearbeiten. Ein besonderer Fokus liegt auf aus 

Syrien und dem Irak zurückkehrenden Kindern, aber auch auf 

Schnittstellen von Kinder- und Jugendhilfe und Radikalisierungs-

prävention. In dieser AG wirken Vertreterinnen und Vertreter des 

Landesjugendamtes, der Fachreferate des MS, der Beratungs-

stelle beRATen e. V. sowie die Rückkehrkoordination von LKA NI 

und Verfassungsschutz mit.

	� AG „(De-)Radikalisierung und Prävention im Kontext psychischer 

Auffälligkeiten“: 

Unter der Federführung des MS, der Beratungsstelle beRATen 

e. V. und des LKA NI arbeiten in dieser AG zivilgesellschaftliche 

und staatliche Präventionsakteure mit weiteren Professionen 

aus den Bereichen Psychiatrie und Psychotherapie zusammen. 

Ziel der AG ist die multiprofessionelle Betrachtung von Fällen 

sowie eine gut vernetzte Zusammenarbeit unter Wahrung der 

jeweiligen datenschutzrechtlichen Grenzen. Der Niedersächsische 

Verfassungsschutz ist durch das Aussteigerprogramm Aktion 

Neustart in der AG vertreten.

	� AG „Islamismus im Netz“: 

In dieser AG arbeiten unter Federführung des Niedersächsischen 

Verfassungsschutzes gleichberechtigt das MS, die Beratungsstelle 
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beRATen e. V., der LPR NI, das MI sowie das LKA NI zusammen. 

Der inhaltliche Auftrag dieser AG fokussiert zwei Kernfragen:

Erstens: Wie können Islamistinnen und Islamisten im Netz 

erreicht werden, um sie für den Ausstieg aus der Szene oder die 

Demobilisierung gewinnen zu können?

Zweitens: Welche Informationen benötigen Multiplikatorinnen 

und Multiplikatoren der Bildungs-, Jugend- oder Sozialarbeit, 

um in ihrer Arbeitspraxis das Themenfeld „Islamismus im Netz“ 

bearbeiten zu können?

In einem ersten Arbeitsschritt wurden von Aktion Neustart ent-

wickelte und an die islamistische Szene adressierte Memes in 

sozialen Netzwerken gepostet. Derzeit werden die Reaktionen 

aus der Szene auf die Memes inhaltlich ausgewertet. Auf dieser 

Basis werden fachliche Grundlagen für zielführende Ansprachen 

entwickelt, um Nutzerinnen und Nutzern nicht extremistische 

Perspektiven aufzuzeigen und sie für den Ausstieg aus islamisti-

scher Szene und Ideologie gewinnen zu können.

	� Arbeitskreis „Extremismus im Kontext von Flüchtlingsarbeit“: 

Im Rahmen dieses Arbeitskreises wurde unter Federführung 

des MS 2024 begonnen, Herausforderungen und Bedarfe 

von staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren im Bereich der 

Flüchtlingsarbeit in Niedersachsen zu erheben. Ziel ist, u. a. 

bedarfsgerechte Sensibilisierungs-, Informations- und Fort-

bildungsformate für einschlägige Einrichtungen und Institutionen 

anzupassen bzw. neu zu entwickeln.

7.6.4 � Jahresveranstaltung

Seit 2017 bringt die jährliche KIP NI-Tagung die in der Islamismus-

prävention tätigen Akteurinnen und Akteure in Niedersachsen 

zusammen und bietet Raum für Vernetzung und Diskussionen. In 

verschiedenen Formaten, von Podiumsdiskussionen, Workshops, 

Fachvorträgen bis hin zu Theaterstücken, findet ein Austausch zu 

aktuellen Themen und Fragestellungen statt.

Die siebte Jahresveranstaltung des Landesprogramms fand am 

13.11.2024 unter dem Titel „Deradikalisierungsarbeit im Spannungs-

feld von Prävention und Repression“ in Hannover statt. Die 
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Niedersächsische Ministerin für Inneres und Sport, Daniela Behrens, 

begrüßte die rund 150 Teilnehmerinnen und Teilnehmer und sprach 

ihre Anerkennung für die gute Zusammenarbeit innerhalb des KIP NI 

sowie dessen Vorbildfunktion auch auf Bundes- und internationaler 

Ebene aus. Sie betonte:

„Das bestehende Spannungsfeld zwischen Repression und Prävention im Bereich des Isla-

mismus macht eine genaue Abstimmung erforderlich: In dem multiprofessionellen und res-

sortübergreifenden Setting der Islamismusprävention in Niedersachsen müssen alle Akteure 

ihre jeweiligen Rollen kennen und wissen, wann ihr jeweiliges Handeln gefragt ist.“

Die beiden Geschäftsführerinnen des KIP NI, Daniela Schlicht, Ver-

fassungsschutz Niedersachsen, und Lisa Borchardt, LKA NI, stellten 

den Geschäftsbericht vor. Dabei wiesen sie auch auf die Notwendig-

keit hin, die richtige Balance zwischen Sicherheitsbelangen und 

präventiven Maßnahmen zu finden – welche im KIP NI gezielt aus-

gelotet werden.

Im ersten Fachvortrag mit dem Titel „Islamismusprä-

vention und ihre Nebenwirkungen: Reflexion über 

nicht-intendierte Effekte“ stellte Jamuna Oehlmann in 

ihrer Funktion als Co-Geschäftsführerin die Bundes-

arbeitsgemeinschaft religiös begründeter Extremismus 

e. V. (BAG RelEx) als eine Plattform für Vernetzung, 

fachlichen Austausch, inhaltliche Weiterentwicklung 

und Interessenvertretung der zivilgesellschaftlichen 

Träger im Arbeitsfeld der Demokratieförderung und 

Prävention von religiös begründetem Extremismus 

vor. Als unbeabsichtigte Nebenfolgen von Islamis-

musprävention beschrieb sie die Stigmatisierung, 

die Aussprache von Generalverdachten und die 

„Versicherheitlichung“ der Präventionslandschaft. 

Zentrale Elemente, um diesen Herausforderungen zu 

begegnen, seien u.  a. eine kritische Selbstreflexion, 

ein langfristiger Aufbau und Erhalt von Vertrauen 

durch transparente und differenzierte Zielgruppen-

ansprache, strukturelle Änderungen insbesondere 

bei der Finanzierung von Projekten sowie letztlich die 
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Normalisierung muslimischer Lebenswelten in der Gesellschaft. Sie 

konstatierte: „Präventionsarbeit erfordert Fingerspitzengefühl und 

einen kontinuierlichen Austausch aller beteiligten Akteure, aber 

auch ein Bewusstsein im gesamtgesellschaftlichen Kontext.“ Ihren 

„Call-to-Action“ verknüpfte Jamuna Oehlmann mit dem Wunsch 

eines intensiveren Dialogs zwischen Sicherheitsbehörden und Zivil-

gesellschaft, um gemeinsam an nachhaltigen Präventionsansätzen 

zu arbeiten und Rollenklarheit herzustellen.

Im zweiten Fachvortrag „Erkennen, vernetzen, stärken: zum Wert 

der akteursübergreifenden Zusammenarbeit in der Islamismusprä-

vention von Bund und Ländern“ ging Christoph Dieter vom Bundes-

amt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) auf die Schwierigkeiten 

in der Islamismusprävention ein, benannte aber auch das „Kraft-

feld“ zwischen Repression und Prävention. Durch die Zusammen-

arbeit vieler verschiedener Akteure sei ein koordiniertes Handeln 

auf Vertrauensbasis und mithilfe offener Kommunikation zwar eine 

Herausforderung, aber zugleich auch eine Stärke, um der Dynamik 

und Komplexität der Fallkonstellationen zu begegnen. Mittels eines 

Praxisbeispiels verdeutlichte er die Relevanz eines ganzheitlichen 

Umgangs in der Islamismusprävention. Im Ausblick stellte er die 

von der Bundesregierung eingesetzte Task Force Islamismusprä-

vention als neuen Impuls zur akteursübergreifenden Zusammen-

arbeit vor, die Handlungsempfehlungen zur Weiterentwicklung von 

präventionspraktischen Ansätzen vor allem im Bereich des inter-

netbeeinflussten Radikalisierungsgeschehens und der Online-Prä-

vention erarbeiten soll.

Im letzten Vortrag mit dem Titel „Verfolgungsdruck, wahr-

genommene Perspektivlosigkeit und Unsicherheit als Risikofaktoren 

für extremistische Gewalt“ befasste sich die wissenschaftliche Mit-

arbeiterin des Bundeskriminalamts Dr. Katharina Seewald mit den im 

Titel genannten drei Risikofaktoren aus psychologischer Perspektive. 

Sie kam zu dem Schluss: 

„Ein Mangel an Lebensperspektiven bzw. eine wahrgenommene Bedeutungslosigkeit kann 

den Rückbezug auf extremistische Ideologien zur Folge haben, indem Sinnhaftigkeit, Be-

deutung, Gruppenzugehörigkeit und auch höhere Ziele propagiert werden.“ 
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Extremistische Einstellungen und Überzeugungen würden helfen, so die 

BKA-Mitarbeiterin, wenn eigene Bewältigungsmechanismen nicht mehr 

ausreichten, indem sie gefühlte Sicherheit suggerieren. Eine Gruppen-

zugehörigkeit sei einem gesteigerten Sicherheitsgefühl zuträglich.

In der nachmittäglichen Podiumsdiskussion erörterten Jamuna 

Oehlmann, Dr. Katharina Seewald, Dieter Uden vom Aussteiger-

programm Aktion Neustart des Verfassungsschutzes Niedersachsen 

und der Journalist Florian Flade unter der Moderation der Journalistin 

Dilek Üşük die Frage, inwiefern sich Repression und Prävention in 

der Deradikalisierungsarbeit ergänzen und bedingen, jedoch auch, 

inwieweit sie in direkter Konkurrenz stehen. Insbesondere der Begriff 

des „Kraftfeldes“, welchen Christoph Dieter in seinem Vortrag nutzte, 

wurde positiv aufgegriffen, da er das Potenzial und mögliche Chancen 

des Verhältnisses zwischen Repression und Prävention aufzeigt. Eine 

Gleichzeitigkeit von Prävention und Repression sieht Dieter Uden 

als möglich an: „Durch staatliche Repression wird Druck erzeugt, 

welcher wiederum eine Irritationsbereitschaft bei der betroffenen 

Person erzeugen und zu einer positiven Veränderung führen kann.“

Thematisiert wurde zudem der Einfluss von Medien: Dazu Florian Flade: 

„Extremismus ist eine Idee und es gilt, eine bessere Idee zu schaffen.“ 

Extremisten nutzten die sozialen Medien, insbesondere TikTok sehr 

effizient. Das Feld dürfe den Extremisten nicht allein überlassen werden.

Bestätigt wurde von allen Teilnehmenden des Podiums die Not-

wendigkeit des Ausbaus der Kommunikation zwischen Wissen-

schaft, Politik, zivilen Trägern und Sicherheitsbehörden. Auch sei 

der Bereich des Streetwork und der Online-Prävention stärker in den 

Fokus zu nehmen, um dem Hass im Netz Einhalt zu gebieten. Ins-

besondere die Schulung der Medienkompetenz im jungen Alter zur 

Schaffung einer Resilienz und eines Bewusstseins für extremistische 

Inhalte sei laut Florian Flade essenziell.

Insgesamt lässt sich aus der Veranstaltung folgender Schluss ziehen, 

den Innenministerin Behrens bereits in ihrer Einleitung anregte:

„Es gilt zu verhindern, dass zu früh repressive Maßnahmen ergriffen und ggf. eine Radi-

kalisierung dadurch erst verschärft oder ausgelöst wird. Und das gilt gleichermaßen auch 

anders herum: Dass Sicherheitsbelange zu spät berücksichtigt werden und repressive Maß-

nahmen erforderlich gewesen wären.
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Wichtig ist bei all dem Dreierlei: Es braucht eine vertrauensvolle Kommunikation, eine Ab-

stimmung hinsichtlich der Maßnahmen und eine ganzheitliche und nachhaltige Betrachtung 

der Fälle.“

7.6.5 � KIP NI-Internetseite

Die Internetseite des KIP NI steht allen Nutzerinnen und Nutzern, 

die sich über das Phänomen des Islamismus und die Islamismus-

prävention in Niedersachsen informieren wollen, zur Verfügung. 

Dort erhalten Sie Informationen zu den Themen Islamismus und 

Radikalisierung, zur Arbeit des Landesprogramms für Islamismus-

prävention, zu Veranstaltungen und zu Hilfsangeboten. Zudem 

können über die Internetseite Informationsmaterialien abgerufen 

und kostenlos bestellt werden.

Weitere Informationen zum KIP NI erhalten Sie unter folgenden 

Kontaktdaten:

Internet:	 www.KIPNI.niedersachsen.de

E-Mail:	 info@KIPNI.niedersachsen.de

Neues Niedersächsisches Internetportal für Extremismusprävention 

im Aufbau

Die Angebote und Informationen der beiden niedersächsischen 

Landesprogramme für Extremismusprävention, des beim MJ 

angesiedelten Landesprogramms für Demokratie und Menschen-

rechte sowie des KIP NI, werden künftig auf einer gemeinsamen 

Internetseite abrufbar sein. Damit wird erstmalig ein zentrales und 

niedrigschwelliges Portal für Extremismusprävention in Niedersachsen 

geschaffen. Voraussichtlich wird das Angebot 2025 abrufbar sein.

7.7 � Aktion Neustart

Das 2010 gegründete Aussteigerprogramm Aktion Neu-

start unterstützt ausstiegswillige Extremistinnen und 

Extremisten, die sich von ihrer jeweiligen extremistischen 

Szene und Ideologie distanzieren wollen. Aktion Neu-

start ist für alle extremistischen Phänomenbereiche 

zuständig, seit 2010 für Rechtsextremismus, seit 2016 
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auch für Islamismus sowie seit 2019 auch für Linksextremismus und 

Extremismus mit Auslandsbezug.

Aktion Neustart steht als Ansprechpartner für Ausstiegswillige 

zur Verfügung, spricht aber auch proaktiv Extremistinnen und 

Extremisten an, die noch keinen Ausstiegswillen entwickelt haben. 

Auf diese Weise sollen bei ihnen Ausstiegsimpulse gesetzt werden. 

Wichtiger Teil der Ausstiegsarbeit ist zudem die Beratung des sozialen 

Umfeldes von Extremistinnen und Extremisten, z. B. der Eltern, Lehr-

kräfte, Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber und des Freundeskreises. 

Das Aussteigerprogramm unterstützt alle Ausstiegswilligen, vom 

jungen Menschen, der droht in den Extremismus abzugleiten, über 

Mitläufer und Aktivisten bis hin zu langjährigen Führungskadern der 

extremistischen Szenen. Die Unterstützung durch Aktion Neustart 

ist stets kostenfrei, freiwillig und streng vertraulich.

Das Angebot des Aussteigerprogramms umfasst:

	� vertrauliche Beratung am Telefon,

	� vorurteilsfreie Gespräche über Probleme, Ängste und 

Wünsche,

	� persönliche Beratung und Begleitung im 

Ausstiegsprozess,

	� Erstellung eines individuellen Ausstiegsplans,

	� Unterstützung bei der Arbeits-, Ausbildungs- oder 

Wohnungssuche und im Umgang mit Behörden,

	� Hilfe in Bedrohungssituationen,

	� Unterstützung bei der Bearbeitung von Alkohol-, 

Drogen- und finanziellen Problemen,

	� Hilfe bei der Entfernung von extremistischen Täto-

wierungen und

	� Unterstützung bei Gesprächen mit Eltern, Lehr-

kräften, Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern.

Aktion Neustart hat seit seiner Gründung  in zahlreichen 

Fällen extremistische Personen im Ausstiegsprozess 

begleitet. Sie umfassen Beratungstätigkeiten für das 

soziale Umfeld (Familie, Arbeitgeberinnen und Arbeit-

geber, Freundeskreis etc.) extremistischer Personen, für 

Multiplikatorinnen und Multiplikatoren sowie konkrete 

Ausstiegsbetreuungen.
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Im Phänomenbereich Rechtsextremismus haben hiervon seit 2010 

insgesamt 75 Personen der Szene den Rücken gekehrt. 22 Personen 

werden aktuell betreut. Im Phänomenbereich Islamismus sind seit 

2016 insgesamt 19 Personen ausgestiegen. 14 Personen werden 

derzeit betreut. Im Phänomenbereich Extremismus mit Auslands-

bezug sind vier Personen erfolgreich ausgestiegen.

Das Team von Aktion Neustar t ist interdisziplinär und 

geschlechterparitätisch zusammengesetzt. Die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter verfügen über langjährige Erfahrung im 

Umgang mit extremistischen Ideologien und arbeiten auf Grund-

lage pädagogischer und psychologischer Fachkenntnisse und 

Methoden. Die umfangreichen Verfassungsschutzerkenntnisse 

über extremistische Ideologien und Szenen ermöglichen es Aktion 

Neustart, mögliche Bedrohungslagen für eine Aussteigerin oder 

einen Aussteiger frühzeitig zu erkennen und fundierte Gefahren-

prognosen zu erstellen.

Im Ausstiegsprozess sollen die persönlichen Einstiegsmotive und 

die extremistischen Einstellungsmuster erkannt, besprochen und 

aufgelöst werden. Ziel der Ausstiegsarbeit ist die Hinwendung der 

oder des Aussteigenden zur freiheitlichen demokratischen Grund-

ordnung und den Grund- und Menschenrechten.

Das Zusammenspiel sicherheitsbehördlicher und pädagogischer 

Fähigkeiten, kombiniert mit langjähriger Erfahrung in der Aus-

stiegsarbeit, ermöglicht es, im Ausstiegsprozess nicht nur eine 

nachhaltige Loslösung von extremistischer Ideologie und Szene zu 

erreichen, sondern gleichzeitig auch für Schutz und Sicherheit für 

die Aussteigerin oder den Aussteiger zu sorgen. Darüber hinaus sind 

der Aufbau einer nicht extremistischen sozialen Existenz und die 

Reintegration in die Gesellschaft essenziell für die Arbeit von Aktion 

Neustart.

Es bestätigt sich regelmäßig, dass extremistische Szenen gerade 

für junge Menschen vermeintlich einfache Lösungen für komplexe 

Fragen bereithalten. Der Wunsch nach Anerkennung und eine Erleb-

nisorientierung sind fundamentale Motive für die Hinwendung zur 
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extremistischen Szene. Allerdings können durch die Zugehörigkeit 

zu einer extremistischen Szene Orientierungslosigkeit, Identitäts-

probleme, Frustrationen und Ängste nur für eine begrenzte Zeit 

kompensiert werden. Extremistinnen und Extremisten, die erkannt 

haben, dass ihnen die Szene nicht das Erhoffte gibt, erhalten von 

Aktion Neustart Unterstützung. Gemeinsam wird eine sinnvolle 

Perspektive für ein Leben frei von Extremismus entwickelt.

Seit Jahren spielt das Internet, insbesondere die sozialen Netz-

werke, eine herausragende Rolle beim Einstieg junger Menschen 

in extremistische Ideologien und Szenen. Soziale Netzwerke bieten 

Menschen die Möglichkeit, erste Kontakte zu Extremistinnen und 

Extremisten herzustellen. Extremistisches Gedanken-

gut wird teils unreflektiert übernommen und so die 

Radikalisierung befördert. Neben dem Austausch 

extremistischer Ansichten können extremistische 

Schriften, Filme und Musik konsumiert werden. Um 

dem entgegenzutreten, spricht Aktion Neustart dort 

Extremistinnen und Extremisten gezielt proaktiv an, 

mit der Absicht, Ausstiegsimpulse zu setzen. Mittels 

selbst produzierter Memes und Videos kommuniziert 

Aktion Neustart alternative Narrative und dringt in die 

extremistischen Meinungsblasen der Nutzerinnen und 

Nutzer sozialer Netzwerke ein, bietet nicht extremistische 

Perspektiven an und macht auf sein Unterstützungsan-

gebot für den Ausstieg aufmerksam.

Um potenzielle Aussteigerinnen und Aussteiger mög-

lichst niedrigschwellig erreichen zu können, bietet 

Aktion Neustart zudem die Möglichkeit der anonymen 

Online-Beratung an. Sie richtet sich an all diejenigen, 

die sich über Extremismus und den Ausstieg aus dem 

Extremismus beraten lassen wollen.
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Sie können Aktion Neustart unter folgenden Kontaktdaten erreichen:

Mobil:	 0172 4444300 

E-Mail:	 aktion.neustart@mi.niedersachsen.de

In den sozialen Medien: Facebook, YouTube, Instagram, TikTok

Online-Beratung für alle Extremismusbereiche: �   

www.aktion-neustart.de

7.8 � Kontaktdaten

Für Wünsche zu Vortrags- und Informationsveranstaltungen steht 

der Fachbereich der Extremismusprävention beim Niedersächsischen 

Verfassungsschutz unter folgenden Kontaktdaten zur Verfügung:

Telefon:	 0511 6709-215

E-Mail:	 praevention@mi.niedersachsen.de

Informationen zur Wanderausstellung „Gemeinsam gegen 

Rechtsextremismus“, wie aktuelle Ausstellungsorte, Termine für 

Führungen, Voraussetzungen für die Präsentation etc., erhalten Sie 

ebenfalls unter der o. a. Telefonnummer oder E-Mail-Adresse. Siehe 

hierzu auch Kapitel 1.16.




